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(4) Die Beauftragten des Wasserwirtschaftsbetriebes 
haben sich durch ihre Dienstausweise auszuweisen. In 
besonderen Fällen kann mit dem Abnehmer eine Ver­
einbarung herbeigeführt werden, wonach nur ein be­
stimmter im einzelnen festzulegender Personenkreis für 
diese Betriebskontrollen eingesetzt werden darf.

(5) Eigen Wasserversorgungsanlagen dürfen keine Ver­
bindung mit der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 
haben.

(6) Kommt der Abnehmer seinen Verpflichtungen aus 
den Allgemeinen Bedingungen gegenüber dem Wasser­
wirtschaftsbetrieb nicht nach, so kann ihm der Wasser­
wirtschaftsbetrieb zur nachträglichen Erfüllung seiner 
Pflichten eine angemessene Frist setzen. Wird diese 
Frist nicht eingehalten, so kann der Wasserwirtschafts­
betrieb erforderliche Maßnahmen auf Kosten des Ab­
nehmers durchführen lassen. Der Abnehmer ist hier­
von schriftlich zu unterrichten. Gegen diesen schrift­
lichen Bescheid kann der Abnehmer innerhalb von 
14 Tagen nach Zustellung bei dem für den Wasserwirt­
schaftsbetrieb zuständigen örtlichen Rat Beschwerde 
einlegen. Diese Beschwerde hat keine aufschiebende 
Wirkung. Der örtliche Rat entscheidet innerhalb von 
4 Wodien nach Eingang der Beschwerde endgültig.

Beschränkung der Wasserlieferung 
§ 14

(1) Bei Wassermangel, Großfeuer und anderen Kata­
strophen, zur Beseitigung von Rohrbrüchen und zur 
Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten im Interesse 
der Aufrechterhaltung der Versorgung kann die Wasser­
lieferung eingeschränkt oder unterbrochen werden.

(2) Voraussehbare Absperrungen bzw. Einschrän­
kungsmaßnahmen in der Wasserlieferung sind vorher 
mit dem Termin der voraussichtlichen Wiederauf­
nahme der vollen Wasserlieferung vom Wasserwirt­
schaftsbetrieb öffentlich bekanntzugeben.

§ 15
(1) Der Wasserwirtschaftsbetrieb ist berechtigt, ohne 

Einhaltung einer Kündigungsfrist die Wasserlieferung 
an sämtliche Verbrauchsstellen des Abnehmers einzu­
stellen, wenn der Abnehmer trotz erfolgter Mahnung 
wiederholt

a) widerrechtlich Wasser entnimmt,
b) Änderungen an Einrichtungen, die dem Wasser­

wirtschaftsbetrieb gehören oder deren Unterhal­
tung oder Änderung dem Wasserwirtschaftsbetrieb 
Vorbehalten sind, eigenmächtig vornimmt oder die 
Einrichtung beschädigt,

c) den Beauftragten des Wasserwirtschaftsbetriebes 
den Zutritt zu den Wasserversorgungsanlagen ver­
weigert oder unmöglich macht oder nicht die er­
forderlichen Auskünfte gemäß § 13 Absätzen 2 
und 3 gibt,

d) die fälligen Zahlungen nach Maßgabe dieser Be­
dingungen nicht vorschriftsmäßig leistet,

e) gegen die Allgemeinen Bedingungen anderweitig 
verstößt.

(2) Bei Mietwohnhäusern findet diese Bestimmung 
keine Anwendung.

(3) Beim volkseigenen Abnehmer bedürfen die Maß­
nahmen gemäß Abs. 1 der Zustimmung des übergeord­
neten Organs des Abnehmers. Innerhalb von 4 Wochen 
hat dieses Organ die Beanstandungen des Wasserwirt­
schaftsbetriebes .beseitigen zu lassen oder dem Antrag 
des Wasserwirtschaftsbetriebes stattzugeben.

(4) Abgesperrte Anlagen dürfen nur durch den Was­
serwirtschaftsbetrieb wieder geöffnet werden. Die 
Kosten für das Schließen und öffnen sind vom Abneh­
mer zu zahlen.

§ 16
Berechnungen und Entgelte

(1) Der Wasserverbrauch ist durch Wasserzähler fest­
zustellen. Ist ein Wasserzähler nicht vorhanden, so hat 
der Wasserwirtschaftsbetrieb zur Berechnung des Was­
serentgeltes eine Schätzung vorzunehmen. Die Grund­
sätze für die Abschätzung (Schätzwert) sind von dem 
für den Wasserwirtschaftsbetrieb zuständigen örtlichen 
Rat festzulegen.

(2) Bezweifelt der Abnehmer die Richtigkeit der An­
gaben eines Wasserzählers, so ist auf seinen Antrag der 
Wasserzähler durch eine vom Deutschen Amt für Maß 
und Gewicht nach den dafür geltenden Bestimmungen 
zugelassene Prüfstelle für Wasserzähler zu prüfen. Das 
Ergebnis der Prüfung ist für beide Teile bindend.

(3) Ergibt sich bei der Prüfung, daß der Wasserzähler 
innerhalb der zulässigen Verkehrsfehlergrenze anzeigt, 
so zahlt der Abnehmer die im Zusammenhang mit der 
Prüfung entstandenen Kosten. Ergibt sich, daß der 
Wasserzähler die Verkehrsfehlergrenze überschreitet, 
so trägt der Wasserwirtschaftsbetrieb diese Kosten.

(4) Ergibt sich bei der Prüfung — auch wenn diese 
nicht auf Antrag des Abnehmers erfolgt —, daß der 
Zähler zuviel anzeigt, so muß dem Abnehmer das Ent­
gelt für die zuviel angezeigte Wassermenge zurück­
erstattet werden, sofern der Mittelwert der Fehjer des 
Zählers über der Verkehrsfehlergrenze liegt. Dieser 
Mittelwert wird dabei aus dem Fehler bei 5,1 % der 
Nennbelastung und dem Fehler bei 100 % der Nenn­
belastung oder, wenn dieser Wert nicht erreicht wer­
den kann, bei der höchsten erreichbaren Durchfluß­
stärke, jedoch nicht unter 50 % der Nennbelastung be­
rechnet. Der Rückerstattungsanspruch ist auf einen 
Zeitraum von 3 Monaten, vom Tage der Auswechs­
lung des Zählers an rückwärts gerechnet, beschränkt 
und erstreckt sich der Höhe nach nur auf die über die 
Verkehrsfehlergrenze hinausgehende Wassermenge.

(5) Ergibt sich bei der Prüfung — auch wenn diese 
nicht auf Antrag des Abnehmers erfolgt ist —, daß der 
Zähler zuwenig anzeigt, so ist der Abnehmer ver­
pflichtet, die zuwenig angezeigte Wassermenge nach­
zuzahlen, sofern der Mittelwert der Fehler des Zählers 
über der Verkehrsfehlergrenze liegt. Für die Berech­
nung dieses Mittelwertes und für die Begrenzung der 
Nachberechnung gilt Abs. 4 sinngemäß.

(6) Ist ein Wasserzähler stehengeblieben, so schätzt 
der Wasserwirtschaftsbetrieb den Verbrauch unter Be­
rücksichtigung des Verbrauches des entsprechenden 
Zeitraumes im Vorjahre. Die Angaben des Abnehmers 
sind dabei angemessen zu berücksichtigen.

(7) Die für Sonderzwecke zur Verfügung gestellte 
Wassermenge wird durch Wasserzähler ermittelt bzw. 
bei Fehlen des Wasserzählers pauschal festgelegt und 
verrechnet. Von den Organen des Brandschutzwesens 
für Feuerlöschzwecke und Übungen aus den Hydranten 
an den Versorgungsleitungen entnommene Wasser­
mengen fallen nicht unter diese Bestimmungen.

(8) Gegen Einzelschätzungen durch den Wasserwirt­
schaftsbetrieb steht dem Abnehmer die Beschwerde 
innerhalb von 14 Tagen nach Zustellung bei dem für 
den Wasserwirtschaftsbetrieb zuständigen örtlichen Rat 
zu. Über die Beschwerde ist innerhalb von 4 Wochen 
zu entscheiden. Die Entscheidung ist endgültig.


